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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über das Betäuben von Tieren 
vor dem Schlachten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die zur Zeit geltenden einzelstaatlichen Tier- 
schutzvorschriften weisen Unterschiede auf, die ge- 
eignet sind, das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes unmittelbar zu beeinträchtigen, indem die 
sich daraus ergebenden Belastungen von einem Mit- 
gliedstaat zum anderen verschieden sind. 

Es empfiehlt sich, auf Gemeinschaftsebene so vor- 
zugehen, daß den Tieren ganz allgemein jede grau- 
same Behandlung erspart bleibt. Als erster Schritt 
erscheint es wünschenswert, die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß die Tiere bei ihrer Schlach- 
tung nicht unnötig leiden müssen. 

Es sind daher geeignete und anerkannte Betäu- 
bungsmethoden allgemein vorzuschreiben. 

Dabei ist allerdings den Besonderheiten religiöser 
Riten Rechnung zu tragen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1 . Die Mitgliedsstaaten sorgen dafür, daß Rinder, 
Schafe, Schweine, Ziegen und Einhufer vor dem 
Schlachten betäubt werden. 

2. Betäubung im Sinne dieser Richtlinie ist ein Ver- 
fahren, bei dem eine mechanische Vorrichtung, 


elektrischer Strom oder Kohlendioxyd ange- 
wandt werden, die das Tier in den Zustand der 
Bewußtlosigkeit versetzen, in dem es bis zum 
Schlachten verbleibt. 

Artikel 2 

1. Die zuständige einzelstaatliche Stelle überzeugt 
sich davon, daß die Betäubung mit einem für die 
betreffende Tierart genehmigten Gerät erfolgt, 
daß dieses Gerät ordnungsgemäß funktioniert 
und daß es vorschriftsmäßig bedient wird. 

2. Die zuständige einzelstaatliche Stelle überzeugt 
sich davon, daß die Betäubung von einer durch 
sie anerkannten Person mit den erforderlichen 
Fähigkeiten und Kenntnissen vorgenommen 
wird. 

3. Beim Betäuben wird das Tier auf hierfür als ge- 
eignet anerkannte Weise unbeweglich gehalten. 

Artikel 3 

In dringenden Fällen kann die zuständige einzel- 
staatliche Stelle Ausnahmen von den Bestimmungen 
dieser Richtlinie zulassen; sie hat jedoch dafür zu 
sorgen, daß den Tieren jegliche grausame Behand- 
lung erspart bleibt. 

Artikel 4 

Einzelstaatliche Bestimmungen betreffend besondere, 
durch bestimmte religiöse Riten bedingte Schlacht- 
methoden bleiben unberührt. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten setzen die zur Durchführung 
dieser Richtlinie erforderlichen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften bis spätestens 31. Dezember 1974 
in Kraft und unterrichten die Kommission unverzüg- 
lich davon. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Erläuterung 


Nach dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zur 
Gemeinschaft zeigte es sich, daß den Fragen des 
Tierschutzes, insbesondere in bezug auf die Betäu- 
bung von Tieren vor dem Schlachten, besondere Be- 
deutung zukommt. Die geltenden einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften über Tierschutz weisen derartige 
Unterschiede auf, daß sie das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes unmittelbar beeinträchtigen, da 
die sich aus den betreffenden Anforderungen erge- 
benden Kosten in den einzelnen Mitgliedstaaten 
unterschiedlich sind. 

Die Gemeinschaft sollte handeln, um alle Formen 
der Grausamkeit gegenüber Tieren zu verhindern. 
Als erster Schritt solchen Handelns erscheint die 
Verhinderung von Grausamkeit gegenüber Tieren 
beim Schlachten angebracht, und zwar durch die all- 
gemein verbindliche Einführung der Regel, daß alle 
Tiere durch zweckmäßige und anerkannte Verfahren 
betäubt werden, bevor sie getötet werden. 

Zugleich sollte die Notwendigkeit anerkannt wer- 
den, die einzelstaatlichen Behörden zu ermächtigen, 
vornehmlich in Verbindung mit bestimmten religiö- 
sen Riten Ausnahmen zu gestatten. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16. April 1974 - 1/4 - 680 70- E- Be 49/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. März 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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